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§ 1

Die Tarifvertragsparteien schließen die nachfolgend 
 genannten Tarifverträge in der Fassung als Anschluss-
tarifverträge ab, in der sie am 18. Juni 2009 zwischen der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und der Indus-
triegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) vereinbart 
worden sind; deren Texte sind als Anlagen beigefügt:

1. Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag zur 
 Regelung der Arbeitsbedingungen von Beschäftigten 
in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Betrieben der Länder (TV-Forst),

2. Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag zur 
 Überleitung der Beschäftigten der Länder aus dem 
 Geltungsbereich des MTW/MTW-O in den TV-Forst 
und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Forst),

3. Vereinbarung zur Änderung der Regelungen zur Höhe 
und Ermittlung von Motorsägenentschädigung und 
Werkzeugentschädigung,

4. Tarifvertrag über Einmalzahlungen-Forst,

5. Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für 
 Auszubildende zum Forstwirt in forstwirtschaftlichen 
Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben der Länder 
(TVA-Forst),

6. Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag zur Fort-
setzung und Weiterentwicklung der Erprobung einer 
Motorsägenentschädigung nach dem Sonderkraftstoff-
verbrauch – Verbrauchsmodell – für Waldarbeiter des 
Landes Rheinland-Pfalz (MSE-Erprobungs-TV-RP II).

§ 2

Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von einer Woche 
zum Monatsschluss gekündigt werden. Die in § 1 Nrn. 1 
bis 6 genannten Tarifverträge treten jeweils außer Kraft, 
wenn das materielle Tarifrecht gegenüber einer der dort 
bezeichneten vertragsschließenden Parteien außer Kraft 
tritt. In beiden Fällen wird die Nachwirkung gemäß § 4 
Abs. 5 des Tarifvertragsgesetzes ausgeschlossen.

Berlin, den 4. März 2010

2034.1.1-F, 2034.1.2-F, 2034.3.1-F

Tarifvertrag

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 16. Juli 2010 Az.: 25 - P 2528 - 27 575/10

Nachstehend wird der Anschlusstarifvertrag für Beschäf-
tigte in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Betrieben der Länder vom 4. März 2010 zum Vollzug 
bekanntgegeben.

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Anschlusstarifvertrag 
für Beschäftigte in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 

Einrichtungen und Betrieben der Länder

vom 4. März 2010

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der dbb tarifunion, 
vertreten durch den Vorstand,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

Tarifrecht
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6410-F

Vertretung des Freistaates Bayern 
in Anlagenzulassungs-, Planungs- 
und abgabenrechtlichen Verfahren

Gemeinsame Bekanntmachung 
der Bayerischen Staatskanzlei 

und aller Bayerischen Staatsministerien

vom 2. Juli 2010 Az.: 43 - VV 2010 - 3 - 26 912/10

1. Vertretung als Grundstückseigentümer in Verfahren 
insbesondere nach Baugesetzbuch (BauGB), Bun-
des-Immissionsschutzgesetz, Denkmalschutzgesetz, 
Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes, Flurberei-
nigungsgesetz, Bayerischer Bauordnung (BayBO), 
Bayerischem Naturschutzgesetz, Bundesfernstra-
ßengesetz, Bayerischem Straßen- und Wegegesetz, 
Wasserhaushaltsgesetz, Bundeswasserstraßenge-
setz und Bayerischem Wassergesetz

1.1 Der Freistaat Bayern wird als Grundstückseigen-
tümer in den Fällen des Art. 73 Abs. 1 Satz 1 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) durch die Bau-
dienststelle vertreten.

1.2 Ansonsten wird der Freistaat Bayern durch folgende 
Stellen vertreten:

1.2.1 bei Grundstücken im Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, die der Bayerischen Staatsforsten (AöR) zur 
Bewirtschaftung übertragen sind:

durch die Bayerische Staatsforsten (AöR);

1.2.2 bei Grundstücken der Straßenbauverwaltung, der 
Wasserwirtschaftsämter und der Nationalparkver-
waltungen:

durch die Grundbesitz bewirtschaftende Dienststel-
le;

1.2.3 bei Grundstücken der Bayerischen Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen:

durch diese Verwaltung, die auch Grundbesitz be-
wirtschaftende Dienststelle ist;

1.2.4 bei allen übrigen Grundstücken:

durch die örtlich zuständige Regionalvertretung 
der Immobilien Freistaat Bayern im Einvernehmen 
mit der Grundbesitz bewirtschaftenden Dienststelle 
(VV Nrn. 3.2.1, 3.2.2 und 3.2.3.1 zu Art. 64 BayHO).

2. Besonderheiten bei Betroffenheit des staatseigenen 
Grundstücks durch Planungsverfahren

2.1 Sind von Planungsverfahren (z. B. Bauleitplanverfah-
ren einschließlich des Abschlusses städtebaulicher 
Verträge) oder von Verfahren der Bodenordnung 
staatseigene Grundstücke betroffen, die bebaut 
oder zur Bebauung bestimmt sind, holt die nach 
Nr. 1 vertretungsberechtigte Stelle/Regionalvertre-
tung die Stellungnahme des zuständigen Bauamts 

ein, welches im Fall der Nr. 1.2.4 die Grundbesitz be-
wirtschaftende Dienststelle über die Stellungnahme 
informiert. Dies gilt nicht für im Geschäftsbereich 
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten von der Bayerischen Staatsforsten 
(AöR) verwaltete Grundstücke, die zugunsten Dritter 
mit einem Erbbaurecht belastet oder die zur Veräu-
ßerung bestimmt sind.

2.2 Befi nden sich auf einzelnen staatseigenen Grundstü-
cken Bau- oder Bodendenkmäler oder liegen bebaute 
oder unbebaute staatseigene Grundstücke innerhalb 
eines denkmalpfl egerischen Ensembles, so ist außer-
dem das Bayerische Landesamt für Denkmalpfl ege 
zu beteiligen (vgl. auch Nr. 11 der Gemeinsamen 
Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministeri-
en des Innern und für Unterricht und Kultus über 
den Vollzug des Denkmalschutzgesetzes und bau-
rechtlicher Vorschriften vom 27. Juli 1984 [MABl 
S. 421, KWMBl S. 561]). Dies gilt auch, wenn sich 
die Verfahren nur auf einen Teil der Grundstücke 
erstrecken. An Stelle des Bayerischen Landesamtes 
für Denkmalpfl ege ist die Bayerische Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen zu beteili-
gen, wenn von dieser verwaltete Grundstücke Teil 
des denkmalpfl egerischen Ensembles sind.

3. Besonderheiten bei der Beteiligung des Freistaates 
als Nachbar in bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren

3.1 Die Beteiligung einer staatlichen Dienststelle als 
Nachbar im bauaufsichtlichen Genehmigungsver-
fahren (Art. 66 BayBO) erfolgt unabhängig einer 
etwaigen Beteiligung derselben Stelle nach Art. 65 
BayBO. Ist zu erwarten, dass die Dienststelle im 
Baugenehmigungsverfahren auf nicht nachbarschüt-
zenden Vorschriften beruhende öffentlich-rechtliche 
Einwendungen gegen das Bauvorhaben erheben 
wird, ist die Nachbarunterschrift mit folgendem 
 Zusatz zu versehen:

„Von dieser Nachbarunterschrift bleibt die Zulässig-
keit des Vorhabens nach nicht nachbarschützenden 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften unberührt.“

3.2 Bei Anträgen auf Übernahme von Abstandsfl ächen 
(Art. 6 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 Alt. 3 BayBO) auf 
staatseigene Grundstücke im Sinn der Nrn. 1.2.1 und 
1.2.3 ist die Stellungnahme der örtlich zuständigen 
Regionalvertretung der Immobilien Freistaat Bayern 
einzuholen.

4. Besonderheiten bei Eigentumsfi schereirechten

Bei staatseigenen Grundstücken, an denen Eigen-
tumsfi schereirechte bestehen, ist die örtlich zustän-
dige Regionalvertretung der Immobilien Freistaat 
Bayern zu beteiligen, soweit es sich nicht um von der 
Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und 
Seen oder im Geschäftsbereich des Staatsministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
von der Bayerischen Staatsforsten (AöR) verwaltete 
Fischereirechte handelt.

Liegenschaften
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5. Grundstücksgleiche Rechte

Nrn. 1 bis 4 gelten sinngemäß für grundstücksglei-
che Rechte.

6. Dingliche Sicherung baurechtlicher Voraussetzun-
gen zu Gunsten des Freistaates Bayern

Ist der Freistaat Bayern nicht als Grundstücksei-
gentümer betroffen und eine rechtliche Sicherung 
öffentlich-rechtlich erforderlich (z. B. im Rahmen des 
Vollzugs des Art. 4 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 oder Art. 47 
Abs. 3 Nr. 2 BayBO oder in Fällen des § 35 Abs. 5 Sät-
ze 3 und 4 BauGB), wird der Freistaat Bayern durch 
die Landratsämter als untere Bauaufsichtsbehörde 
vertreten, soweit zur Sicherung eine beschränkte 
persön liche Dienstbarkeit zu Gunsten des Frei staates 
Bayern bestellt werden soll. Die Ermächtigung um-
fasst auch die Aufhebung und sonstige Verfügun-
gen über die Dienstbarkeit. Die Immobilien Freistaat 
 Bayern ist hierüber zu informieren.

7. Schlussbestimmung

Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2010 in 
Kraft. Mit Ablauf des 31. Juli 2010 treten die Ge-
meinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staats-
kanzlei, aller Bayerischen Staatsministerien und des 
Bayerischen Staatsministers für Bundesangelegen-
heiten über die Vertretung des Freistaates Bayern 
als Grundstückseigentümer in Verwaltungsverfah-
ren vom 19. September 1986 (FMBl S. 303, StAnz 
Nr. 42) und die Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern über die Bestellung 
von beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten zur 
rechtlichen Sicherung, insbesondere im Vollzug der 
Art. 4 Abs. 2 Nr. 2, 7 Abs. 4 und 62 Abs. 6 BayBO; 
hier: Vertretung des Freistaates Bayern vom 16. Au-
gust 1966 (MABl S. 436) außer Kraft.

Bayerische Staatskanzlei

G e r n b au e r 
Ministerialdirektorin

Amtschefi n der Staatsministerin 
für Bundes- und Europaangelegenheiten 

in der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. S t au n e r 
Ministerialdirektorin

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern

S c hu s t e r 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz

Dr. S c h ö n 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. R o t h e np i e l e r 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

E r h a r d 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
der Finanzen

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Dr. S c h l e i c h e r 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit

L a z i k 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

N e u m e y e r 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

S e i t z 
Ministerialdirektor
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7159-F

Änderung der Richtlinien 
zum Vollzug des Arbeitsschutzgesetzes 

im öffentlichen Dienst des Freistaats Bayern

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
und des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit 

und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 1. Juni 2010 Az.: 25 - P 2506 - 004 - 19 081/10

I.

Die Richtlinien zum Vollzug des Arbeitsschutzgesetzes im 
öffentlichen Dienst des Freistaats Bayern (Gemeinsame 
Bekanntmachung des Staatsministeriums der Finanzen 
und des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit vom 13. Oktober 2000 
[FMBl S. 308, StAnz Nr. 45]) werden wie folgt geändert:

1. Nr. 1 erhält folgende Fassung:

 „1. Allgemeines

   Das Gesetz über die Durchführung von 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes der Beschäftigten bei der Ar-
beit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) vom 
7. August 1996 (BGBl I S. 1246), zuletzt geändert 
durch Art. 15 Abs. 89 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl I S. 160), ist als Art. 1 des Gesetzes 
zur Umsetzung der EG-Rahmenrichtlinie Arbeits-
schutz und weiterer Arbeitsschutz-Richtlinien 
(ArbSchEGRLUmsG) am 21. August 1996, die in 
§ 6 Abs. 1 ArbSchG festgelegte Dokumentations-
pfl icht am 21. August 1997 in Kraft getreten.

   Mit dem ArbSchG wurde die Richtlinie 89/391/
EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
 Arbeitnehmer bei der Arbeit (ABl L 183 S. 1), die 
die grundlegenden  Regelungen zum betrieb-
lichen Arbeitsschutz enthält, in nationales Recht 
überführt.

   Auf der Grundlage des § 18 ArbSchG wurde eine 
Reihe von Rechtsverordnungen erlassen.“

2. Nrn. 1.2 bis 1.4 erhalten folgende Fassung:

 „1.2  Das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und die 
darauf gestützten Rechtsverordnungen gelten 
für Beamtinnen/Beamte, Richterinnen/Richter, 
Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer sowie für 
Dienstanfängerinnen/Dienstanfänger im Sinn 
des Bayerischen Beamtengesetzes und sonstige, 
außerhalb des Beamtenverhältnisses beschäftig-
te Auszubildende (einschließlich der Praktikan-
tinnen/Praktikanten) des Freistaats Bayern (im 
Folgenden: Beschäftigte).

 1.3  Soweit und solange öffentliche Belange dies 
zwingend erfordern, insbesondere zur Aufrecht-
erhaltung oder Wiederherstellung der öffent-
lichen Sicherheit, kann bei Einsatztätigkeiten 
der Polizei, des Verfassungsschutzes, des Justiz-
vollzugs und der Feuerwehr, die dem Vollzug ge-
setzlicher Aufgaben dienen, und für Einsatzvor-
bereitungstätigkeiten, insbesondere bei Übungen 
unter Einsatzbedingungen, ganz oder zum Teil 
von den Vorschriften des ArbSchG und den dar-
auf gestützten Rechtsverordnungen abgewichen 
werden. In diesen Fällen sind Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz unter Berücksichtigung der Ziele 
der Arbeitsschutzvorschriften auf der Grundlage 
von Gefährdungsbeurteilungen im Sinn des § 5 
Abs. 1 ArbSchG zu gewährleisten, die die Ein-
satzleiterin/der Einsatzleiter bei der Beurteilung 
der Situation vor Ort in ihre/seine Entscheidung 
einbezieht (vgl. § 20 Abs. 2  ArbSchG, Art. 99 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 2 des Bayerischen Be-
amtengesetzes [BayBG] vom 29. Juli 2008 [GVBl 
S. 500, BayRS 2030-1-1-F], zuletzt geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 [GVBl 
S. 605], Art. 2 des  Bayerischen Gesetzes über 
die Zuständigkeit zum Vollzug von Vorschriften 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Anla-
gen- und Produkt sicherheit und des Chemika-
lienrechts [Bayerisches Arbeitsschutz-Zustän-
digkeitsgesetz – BayArbZustG] vom 24. Juli 1998 
[GVBl S. 423, BayRS 805-1-UG], zuletzt geändert 
durch Art. 15 Abs. 1 des Gesetzes vom 9. Juli 2007 
[GVBl S. 442] sowie §§ 2 und 3 der Verordnung 
über die Anwendung des Arbeitsschutzgesetzes 
und der auf das Arbeitsschutzgesetz gestützten 
Rechtsverordnungen [Arbeitsschutzverordnung – 
ArbSchV] vom 21. April 2009 [GVBl S. 116, BayRS 
2030-2-28-F]).

 1.4  Für die Einhaltung der Vorschriften des ArSchG 
und der darauf gestützten Rechtsverordnungen 
ist neben dem Arbeitgeber/Dienstherrn (d. h. dem 
Freistaat Bayern, vertreten durch das jeweilige 
Ressort für seinen Geschäftsbereich) die Dienst-
stellenleiterin/der Dienststellenleiter verantwort-
lich.

   Im Bereich der Hochschulen trägt neben dem 
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst die/der Vorsitzende des Leitungs-
gremiums die Gesamtverantwortung für die 
Einhaltung der Vorschriften des Arbeitsschutz-
gesetzes und der darauf gestützten Einzelverord-
nungen. Unbeschadet dieser Gesamtverantwor-
tung ist die Kanzlerin/der Kanzler im Rahmen 
der Erledigung der Verwaltungsangelegenheiten 
verantwortlich.

   Im Bereich der Schulen obliegt die Verantwortung 
für den äußeren Schulbereich (Gebäude, Anlagen 
und Einrichtungen) dem Sachaufwandsträger, für 
den inneren Schulbereich (Schul betrieb, Schul-
organisation) der Schulleiterin/dem Schulleiter.

   Diese neben dem Arbeitgeber verantwortlichen 
Personen können zuverlässige und fachkun-

Arbeitsschutz
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dige Beschäftigte (d. h. Beschäftigte, die über 
die erforderlichen theoretischen Kenntnisse und 
praktischen Fertigkeiten verfügen, um die ein-
schlägigen Arbeitsschutzvorschriften einzuhal-
ten und die entsprechenden Maßnahmen für die 
Durchführung zu treffen) schriftlich damit beauf-
tragen, die ihnen nach dem Arbeitsschutzgesetz 
und diesen Richtlinien obliegenden Aufgaben in 
eigener Verantwortung wahrzunehmen. Diese 
Delegationsmöglichkeit schließt eine weitere, 
den Strukturen und Aufgaben einer Dienststelle 
gerecht werdende Delegation nicht aus. Somit 
kann insbesondere im Bereich der Hochschulen 
eine präzise Verantwortungsstruktur und -hie-
rarchie festgelegt werden. Dabei muss gewähr-
leistet sein, dass die jeweils mit diesen Aufgaben 
betrauten Beschäftigten die hierzu erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzen. Die Ver-
antwortung des Arbeitgebers bzw. der/des jeweils 
Delegierenden bleibt dabei unberührt, d. h. an die 
Stelle der ursprünglichen Verpfl ichtung, selbst 
die erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung 
und Durchführung der Arbeitsschutzvorschrif-
ten in der Dienststelle zu treffen, tritt die Pfl icht, 
für die ordnungsgemäße Ausführung der über-
tragenen Aufgaben durch die dazu beauftragten 
Beschäftigten zu sorgen.“

3. In Nr. 2.1 werden die Worte „und Sicherheitsregeln“ 
gestrichen.

4. Nr. 2.2.1 wird wie folgt geändert:

4.1 In Abs. 2 vierter Spiegelstrich wird im Klammerzusatz 
das Wort „Behinderte“ durch die Worte „behinderte 
Menschen“ ersetzt.

4.2 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

 „In Betracht kommen insbesondere Gefährdungen 
durch den Umgang mit Gefahrstoffen, biologischen 
Arbeitsstoffen, heißen oder kalten Medien, elektrische 
und mechanische Gefährdungen, Brand- und Explo-
sionsgefährdungen, Gefährdungen durch Strahlung, 
Vibration, Lärm, physische oder psychische Belastun-
gen, mangelnde Organisation oder unzureichende 
Qualifi kation und Unterweisung der Beschäftigten, 
aber auch spezifi sche Gefährdungen wie zum Bei-
spiel Absturzgefahr bei Tätigkeiten in großer Höhe 
oder Verletzungsgefahr beim Umgang mit Tieren, z. B. 
Hundeführerinnen/Hundeführer, Tierpfl egerinnen/
Tierpfl eger.“

5. Nr. 2.3 wird wie folgt geändert:

5.1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

 „Bei Büro- und Bildschirmarbeitsplätzen ist die 
 Gefährdungsbeurteilung anhand der vom Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) er-
stellten Büro- und Bildschirmarbeitsplatz-Checkliste 
durchzuführen. Diese Checkliste, die vom LGL bei 
Bedarf aktualisiert wird, steht unter http://www.lgl.
bayern.de/arbeitsschutz/arbeitsmedizin/bildschirmar-
beitsplaetze.htm als Download zur Verfügung.“

5.2 In Abs. 2 wird das Wort „LfAS“ durch das Wort „LGL“ 
ersetzt.

5.3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

 „Die Dokumentation ist jeweils anhand des vom LGL 
erstellten Formblatts zur Dokumentation durchzufüh-
ren. Dieses Formblatt steht unter dem in Nr. 2.3 Abs. 1 
genannten Link als Download zur Verfügung. Soweit 
im Rahmen der Dokumentation personenbezogene 
Daten in Dateien gespeichert werden bzw. in Akten 
enthalten sind, sind sie gemäß Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 bzw. 
Abs. 4 Satz 2 des Bayerischen Datenschutzgesetzes zu 
löschen, wenn ihre Kenntnis für die speichernde Stelle 
zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Auf-
gaben nicht mehr erforderlich ist. Die Datenkenntnis 
ist zum Beispiel dann nicht mehr erforderlich, wenn 
das Ergebnis einer neuen Gefährdungsbeurteilung 
vorliegt, der überprüfte Arbeitsplatz weggefallen oder 
die/der Beschäftigte ausgeschieden ist.“

6. Nr. 2.5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

 „Die Dienststellenleiterin/der Dienststellenleiter hat 
Arbeits- bzw. Dienstunfälle, bei denen eine Beschäftig-
te/ein Beschäftigter getötet oder so verletzt wird, dass 
sie/er stirbt oder für mehr als drei Tage völlig oder teil-
weise arbeits- oder dienstunfähig wird, zu erfassen.“

7. In Nr. 3.1 wird das Wort „LfAS“ durch das Wort „LGL“ 
ersetzt.

8. In Nr. 3.2 Satz 2 werden die Worte „den Dienststellen-
leiter“ durch die Worte „die Dienststellenleiterin/den 
Dienststellenleiter“ und die Worte „Staatsministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Gesundheit“ durch die Worte „Staatsministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen“ 
ersetzt.

9. Es wird folgende neue Nr. 3.3 eingefügt:

 „Den unter der Aufsicht des Freistaates Bayern ste-
henden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts wird empfohlen, entsprechend zu 
verfahren.“

10. Die bisherige Nr. 3.3 wird Nr. 3.4.

II.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. März 
2010 in Kraft.

Bayerisches Staatsministerium 
der Finanzen

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

S e i t z 
Ministerialdirektor
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Das Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums der 
 Finanzen wird wie folgt berichtigt:

Die Überschrift auf Seite 158 muss statt „Versorgung“ 
 richtig „Rechtsangelegenheiten“ heißen.

Druckfehlerberichtigung
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